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Der Begriff «historisch» wird
tendenziell zu oft verwendet.Um
zu beschreiben, was sich am
Donnerstagabend im Stadtrats-
saal ereignete, trifft er aber zu.
Was ist passiert? Das Parlament
behandelte die Thuner Veloini-
tiative. Das von SP, Grünen, GLP
und EVP sowie von ProVelo und
VCS eingereichteVolksbegehren
fordert die Realisierung eines 25
Kilometer langen Velo-Haupt-
routennetzes innert zehn Jahren.
Sinngemäss geht es um die Fra-
ge, ob sich die Stadt ausreichend
für die Bedürfnisse von Thuner
Radfahrerinnen und Radfahrern
einsetzt. Das Initiativkomitee
findet: nein.

DerGemeinderat hatte sich im
Vorfeld gegen die Initiative aus-
gesprochen. Am Donnerstag-
abend stellte er zusätzlich das
Gesuch, das Traktandum auf die
Stadtratssitzung im Mai zu ver-
schieben –weil sich bei zwei ak-
tuellen kommunalenVeloprojek-
ten neue Entwicklungen beim
Landerwerb ergeben hätten. Die
Parlamentsmitglieder wussten
über dieses Ansinnen erst seit
rund 24 Stunden Bescheid.

Korb von Armasuisse
und BLS
Bauvorsteher Reto Schertenleib
(SVP) erläuterte, dass die Stadt
in den letzten zwei Wochen von
der Armasuisse respektive von
der BLS Post erhalten habe. Die
zwei Landeigentümer hätten
mitgeteilt, dass sie einerseits
entlang derGeneral-Wille-Stras-
se und andererseits auf derAch-
se Bahnhof–Selve Land nicht ab-
geben wollten, das gemäss Ge-
meinderat «massgeblich zu dem
von der Initiative geforderten
Streckennetz» beitragen würde.
Die Redewarvon 4,4 Kilometern.

«Besondere Umstände erfor-
dern besondere Massnahmen»,
folgerte Schertenleib. Eine Ver-
schiebung sei im Interesse des
Parlaments, da es im Mai «in
Kenntnis aller Fakten»mit einem
aktualisierten Stadtratsbericht

entscheiden könne.DieMehrheit
des Parlaments stand jedoch auf
die Hinterbeine: Zunächst stell-
te Thomas Hiltpold (Grüne) ei-
nen Ordnungsantrag. Das Ge-
schäft solle trotzdem heute be-
handelt werden, «denn die
jüngsten Entwicklungen ändern
nichts an der Ausgangslage und
der Stossrichtung der Initiative».
Sein Antrag wurde mit 30 zu 9
Stimmen angenommen.

Gemeinderat ohne
Antrag
Dagegen wehrte sich wiederum
Schertenleib, als er das Geschäft
vorstellen sollte: «Da der Ge-
meinderat das Traktandum zu-
rückgezogen hat, gibt es von
meiner Seite her auch keineAus-
kunft und keinenAntragmehr.»
Dies brachteAdrian Christen (SP)
auf die Palme: Er bezeichnete das
Vorgehen derRegierung als «fei-

ge» (für dieWortwahl entschul-
digte er sich später) undverlang-
te einen Unterbruch der Sitzung.

«Damit esmit Tempo
vorwärtsgeht»
Anstelle des Gemeinderats bean-
tragte danach Peter Aegerter
(SVP), dieVeloinitiative abzuleh-
nen. Thomas Hiltpold dagegen
stellte den Antrag, das Volksbe-
gehren anzunehmen. In der Fol-
ge äusserten sichmehrere Stadt-
ratsmitglieder auch noch inhalt-
lich zum Geschäft.

«Es geht darum, jetzt ein Zei-
chen für denVeloverkehr zu set-
zen», fand Angelika Zimmer-
mann (Mitte/FDP), die jedoch
auch eineUmsetzungmitAugen-
mass forderte.MichelleMarbach
(Grüne) sagte: «Es braucht die
Initiative, damit es – mit Tempo
– vorwärtsgeht.» Ja, der gefor-
derte Zeithorizont sei ambitio-

niert, aber dank des städtischen
Gesamtverkehrskonzepts 2035
müsse man «nicht auf einem
weissen Blatt Papier» beginnen.

Auf den letzten Punkt wies
auchNicolas Glauser (GLP/EVP/
EDU) hin. Die Veloinitiative sei
«plan- und umsetzbar».UndAd-
rian Christen bezeichnete sie als
«moderat und vernünftig». Ge-
gensteuer gab PeterAegerter: Es
müsse zwar etwas für den Velo-
verkehr gemacht werden, «aber
wir würden hier Aufträge ertei-
len, bei denen eine Umsetzung
innerhalb dernächsten zehn Jah-
re äusserst fraglich ist». Die Zeit
sei zu kurz bemessen.

Zwei Drittel
für Initiative
Am Ende hatte das Parlament
also nicht über einen gemeinde-
rätlichen Antrag zu befinden,
sondern über jene eines grünen

und eines SVP-Parlamentariers.
Der Stadtrat hiess den Antrag
Hiltpold mit 27 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen gut – und
nahm die Thuner Veloinitiative
damit an. EineVolksabstimmung
am 9. Juni findet damit nicht
statt. Thomas Hiltpold, der dem
Parlament seit 2001 angehört,
sagte am Rand der Sitzung, dass
er dieArt,wie dieses Geschäft be-
handelt worden sei, so noch nie
erlebt habe. Historisch eben.

Gegen das stadträtliche Ja
zumVolksbegehren läuft nun ab
sofort noch eine 30-tägige Refe-
rendumsfrist. PeterAegerter liess
in einer ersten Reaktion offen, ob
er und seine Mitstreitenden das
Referendum, für das 800 Unter-
schriften nötig wären, ergreifen
werden. Kommt es nicht zustan-
de, liegt es im Ermessen des Ge-
meinderats, wann die Initiative
in Kraft tritt.

Der Gemeinderatmauert – und
das Parlament sagt Ja
Thuner Velo-Initiative Nach einer denkwürdigen Debatte, in welcher die Regierung das Geschäft verschieben
wollte, nimmt der Stadtrat die Thuner Veloinitiative an.

Dass es amDonnerstagabend um
ein Schulthema imThuner Stadt-
rat ging,warvonweitem hörbar.
Schülerinnen und Lehrer aus
dem Lerchenfeld machten vor
dem Eingang zum Rathaus
mächtig Stimmungmit demAuf-
ruf «Mir wei ä nöii Schuel» und
grünen Ballonen. Die Aktion
wäre nicht nötig gewesen: Die
Meinungen unter den Stadträten
waren gemacht. Alle Fraktions-
sprecher äusserten sich positiv.
«Endlich nimmt der Zug der
Schulhaussanierungen Fahrt
auf», meinte Natalie Althaus für
die Grünen. Und Schulkommis-
sionspräsident Mathias Berger
(SVP) rief dazu auf, ein Zeichen
zu setzen. Gerade auch vor dem
Hintergrund des akuten Lehrer-
mangels. Der Planungskreditan-
teil über 2,15 Millionen Franken

war auch deshalb unbestritten,
weil der Sanierungs- und Erwei-
terungsbedarf beim denkmalge-
schützten Schulhaus Lerchenfeld
offensichtlich schien.

Kosten geben zu reden
Allerdings gab derAusführungs-
kredit zu reden. So geht die Stadt
derzeit von 40 bis 60 Millionen
Franken aus, wobei die Kosten
«in diesem frühen Stadium des
Prozesses nicht genau beziffer-
bar sind»,wie Gemeinderat Reto
Schertenleib (SVP) erklärte. Die
Sachkommission habe die hohen
Kosten hinterfragt,meinte Adri-
an Christen (SP). Doch man sei
zum Schluss gelangt, dass die
Diskussion zu spät erfolge und
in seinerKommission nicht rich-
tig angesiedelt sei.Alex Reymon-
din ergänzte imNamen der SVP-

Fraktion, dass er sich gefragt
habe, wann denn der richtige
Zeitpunkt sei, um anstehende
Kosten genau zu beziffern. Die-
ser Umstand «nervte» auch An-
gelika Zimmermann (Fraktion
FDP/Die Mitte): «ImMoment ist
es zu früh und bald schon wie-
der zu spät, um über dieAusfüh-
rungskosten zu reden.»

Zellweger stellt Antrag
Das war ein Steilpass für Stadt-
rat Matthias Zellweger (Partei-
los), der zu einer Lehrstunde
über denAblauf eines Bauvorha-
bens und diemögliche Einfluss-
nahme auf die Finanzen ansetz-
te. «Wenn uns das Geschäft das
nächsteMal vorgelegtwird, ist es
bereits soweit gediehen, dasswir
nurnoch Ja oderNein sagen kön-
nen. Der Einfluss des Stadtrats

ist de facto auf null gesunken.»
Doch die Aufgabe, die der Stadt-
rat vom Souverän erhalten habe,
sei eine andere. «Wir müssen
früher eingebundenwerden, um
bei den Kostenmitreden zu kön-
nen», forderte er. Er schlug vor,
den Planungskredit zu genehmi-
gen, aber dem Stadtrat mehr
Kompetenzen zuzugestehen. So
stellte er den Antrag, dass dem
Parlament Teilschritte des Pla-
nungsprozesses früher unter-
breitetwürden. Sowie dies auch
in der Privatwirtschaft üblich sei.

«Mühemit der Lehrstunde»
Der zellwegersche Antrag hatte
allerdings einen schweren Stand:
Einzig PeterAegerter (SVP) heg-
te Sympathien für die Idee, doch
er schlug vor, statt des Stadtrats
die Sachkommission früher ein-

zubeziehen. Er äusserte Beden-
ken,wenn «beimTanker, der ge-
rade Fahrt aufnimmt» ein Zwi-
schenschritt eingeschaltetwerde,
der nicht vorgesehen sei.

Auch Franz Schori (SP) bat,
das anstehende Sachgeschäft
nicht mit einer «Verfahrensge-
schichte» zu beladen. Und Ro-
man Gugger (Grüne) warnte vor
den unklaren Konsequenzen,
welche ein entsprechender Ent-
scheid haben könnte.

Zellweger versuchte noch-
mals,Werbung in eigener Sache
zu machen und gab zu beden-
ken, dass der Stadtrat dafür ge-
rade stehen müsse, wenn die
Kosten bei diesem oder einem
anderen Bauprojekt aus demRu-
der laufen würden.

Damit vermochte er nicht
mehr zu punkten.DasVotumvon

Thomas Hiltpold (Grüne) nahm
ihm schliesslich den letzten
Wind aus den Segeln. Er habe,
meinte Hiltpold, «Mühemit die-
ser Lehrstunde». Es sei «eine Zu-
mutung,wenn der letzte Redner
in einer Debatte alles über den
Haufen» werfe. «Ich will, dass
der Prozess im Lerchenfeldwei-
tergeht»,meinte er. «Und ich bin
nicht bereit, Experimente auf
demRücken dieses Geschäfts zu
machen.»

DerAntrag vonMatthias Zell-
wegerwurde schliesslich mit 22
gegen 13 Stimmen bei 2 Enthal-
tungen abgelehnt, und der Pla-
nungskredit einstimmig ange-
nommen.Was von den Lehrkräf-
ten im Saalmit Applaus quittiert
wurde.

Barbara Donski

Stadtrat stellt sich hinter das Schulhaus-Projekt
Thun: Sanierung Schule Lerchenfeld Der Stadtrat genehmigte den Planungskredit für die Schule Lerchenfeld deutlich.

Szene auf der Frutigenstrasse: Velos sollen in Thun zusätzliche und sicherere Routen erhalten. Foto: Patric Spahni

Staatspolitisch war die Stadt-
ratssitzung vom Donnerstag-
abend wieder einmal höchst
interessant: Der Gemeinderat
wollte die Behandlung der
Thuner Velo-Initiative auf die
nächste Sitzung Anfang Mai
verschieben – auf den ersten
Blick aus nachvollziehbaren
Gründen.

Neue, durchaus relevante
Entwicklungen in Sachen
Landerwerb hatten sich
ergeben. Diese erschweren den
geforderten Ausbau des Velo-
hauptroutennetzes zusätzlich.
Und die Entwicklungen waren
derart neu, dass sie noch nicht
Eingang in den gemeinderätli-
chen Bericht zum Geschäft
fanden.

Allerdings kam es in der
Vergangenheit auch schon vor,
dass Mitglieder des Gemeinde-
rats neue, aktuelle Informatio-
nen zu Stadtratsgeschäften vor
der Debatte mündlich vortru-
gen – womit eine Verschiebung
eines Traktandums verhindert
werden konnte. Und: Gemäss
Stadtverfassung muss das
Parlament Initiativen innert
neun Monaten nach deren
Einreichung behandeln. An
der nächsten Sitzung im Mai
wären es bereits zehn Monate
gewesen. Nur «wichtige
Gründe» lassen eine Aufwei-
chung dieser Regel zu.War
dies hier gegeben?

Über Letzteres lässt sich sicher
streiten. Die Mehrheit des
Stadtrats gab ihre Antwort
darauf in Form eines Ord-
nungsantrags, der angenom-
men wurde und denWeg zur
Debatte freimachte. Dass sich
der Gemeinderat dann etwas
trotzig einem eigentlichen
Votum zum Inhalt der Initiative
verweigerte, steht der Regie-
rung nicht gut an. Gut möglich,
dass gerade dies dem Volks-
begehren im Parlament zum
endgültigen Durchbruch
verhalf.

Kein Ruhmesblatt
für den
Gemeinderat
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